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 Grenzen der Instandhaltungs-
pflicht des Gewerberaummieters
 
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 6. November 2020, 
Az.: 2 U 47/20 

 
Formularklauseln im Gewerberaummietrecht zur 

Instandhaltung sind unwirksam, wenn diese nicht 

eine Begrenzung der Kostentragungspflicht in der 

Höhe enthalten. 
Die Klägerin schloss mit der Beklagten ei-

nen Gewerbemietvertrag im Juli 2007 für die Dauer 
von zehn Jahren. Dabei mietete die Beklagte von 
der Klägerin 4 Stockwerke zum Zwecke der Nut-
zung als Büro und Verwaltungsräume an. Der Miet-
vertrag enthielt unter anderem folgende Klauseln: 

(…) 11.1 Reparaturen und Instandhaltungen 
an den konstruktiven Teilen („Dach und Fach“) der 
Mietsache gehen zu Lasten des Vermieters.  

11.2 Der Mieter wird innerhalb der Mietsa-
che sowie an technischen Einrichtungen, die aus-
schließlich ihm zur Verfügung stehen bzw. aus-
schließlich von ihm genutzt werden, alle notwen-
dig werdenden Reparaturen und Instandhaltun-
gen, die nicht unter Ziffer 11.1 fallen und die nicht 
durch höherer Gewalt verursacht sind, ordnungs-
gemäß durchführen und alle Anlagen in ge-
brauchsfähigem Zustand halten. Hierunter fallen 
auch alle Schönheitsreparaturen. 

(…) 11.3 Glasbruchschäden hat der Mieter 
auf eigene Kosten unverzüglich zu beseitigen (…). 

Die Beklagte gab das Mietobjekt im Juli 
2019 an die Klägerin zurück, ohne weitere Arbeiten 
zur Instandhaltung durchzuführen. Daraufhin be-
auftragte die Klägerin ein Ingenieurbüro für die 
Feststellung der erforderlichen Kosten zur Herlei-
tung eines vertragsgemäßen Zustands. Dieses 
stellte einen Aufwand iHv EUR 240.239,49 fest. 
Diesen Betrag zzgl der Gutachterkosten bekam die 
Klägerin erstinstanzlich zugesprochen. Die Be-
klagte legte hieraufhin Berufung zum OLG ein.  

Das OLG gab der Berufung statt und ver-
wies die Sache zur erneuten Verhandlung an das 

LG zurück. Denn entgegen der Ansicht des LG wa-
ren nach Auffassung des OLG die Vertragsklauseln 
in Ziffer 11.2 und 11.3 unwirksam. Dadurch habe die 
Klägerin gegen die Beklagte keinen Anspruch auf 
Schadenersatz wegen des Unterlassens von In-
standhaltungsarbeiten und es stehe ihr auch kein 
Anspruch aus sonstigen Rechtsgründen zu.  

Die Klausel in Ziffer 11.2 ist nach Ansicht 
des OLG unwirksam, da sie die Beklagte als Ver-
tragspartnerin entgegen den Geboten von Treu 
und Glauben unangemessen benachteilige. Denn 
dem Mieter werde durch diese Klausel entgegen 
der gesetzlich den Vermieter treffenden Instand-
haltungspflicht, nicht nur derjenige Instandhal-
tungsaufwand auferlegt, der ausschließlich durch 
seinen Mietgebrauch veranlasst ist, sondern auch 
derjenige, der durch den Vormieter entstanden ist. 
Es werde nach Ansicht des OLG jeglicher Instand-
haltungsstau nicht berücksichtigt. Außerdem fehle 
es an einer Begrenzung der Kostentragungspflicht 
der Höhe nach. 

Weiterhin sei auch die Klausel in Ziffer 11.3 
unwirksam, da hier eine Begrenzung der Beseiti-
gungspflicht für Glasbruchschäden auf durch den 
Mieter uns seine Erfüllungsgehilfen verursachte 
Schäden fehlt. 
 

Fazit:  
Mit dieser Entscheidung wurde wieder einmal die 
eigentliche gesetzliche Wertung des § 535 Abs. 1 
BGB berücksichtigt und ein Stück mehr Rechtssi-
cherheit im „Dschungel der AGB-Klauseln im Miet-
recht“ geschaffen. Gleichwohl gelten diese Aussa-
gen nicht als allgemeinverbindlich, sondern als 
Orientierung beim Vertragsabschluss. 
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 Nießbrauchbestellung für meh-
rere Personen – Aufhebbarkeit 
der Gesamtberechtigung
 
BGH, Urteil vom 6. März 2020, Az.: V ZR 329/18  

 
Ist an einem Grundstück für mehrere Personen als 

Gesamtberechtigte ein Nießbrauch bestellt, kann 

die Aufhebung dieser Gemeinschaft nicht verlangt 

werden. 
Die Parteien sind geschiedene Eheleute 

und waren je hälftig Miteigentümer eines Grund-
stücks. Dieses übertrugen sie im Jahre 1995 unter 
dem Vorbehalt eines unentgeltlichen lebzeitigen 
Nießbrauchs, der ihnen gemeinschaftlich „als Ge-
samtberechtigten gemäß § 428 BGB“ zusteht, auf 
ihre Kinder. Der Nießbrauch sollte dem Längerle-
benden allein zustehen und mit dessen Tod erlö-
schen. Zum Zwecke der Auflösung der Gemein-
schaft an dem zugunsten der Parteien im Grund-
buch eingetragenen Nießbrauch, verlangte der von 
der Beklagten die Duldung der Zwangsversteige-
rung gem. § 749 Abs. 1 BGB unter den Beteiligten. 

Der BGH hat die Klage nunmehr letztin-
stanzlich abgewiesen. Nach seiner Auffassung 
stehe dem Kläger ein derartiger Anspruch gem. 
§ 749 Abs. 1 BGB zum Zwecke der Aufhebung der 
Gemeinschaft nicht zu. 

Nach §§ 749 ff. BGB könne jeder Teilha-
ber einer Gemeinschaft nach Bruchteilen die Auf-
hebung der Gemeinschaft verlangen. Grundsätz-
lich könne auch ein Nießbrauch mehreren Berech-
tigten in Bruchteilsgemeinschaft zustehen. Die im 
streitgegenständlichen Fall vereinbarte Gesamt-
berechtigung gem. § 428 BGB unterscheide sich 
zur Bruchteilsgemeinschaft jedoch dahingehend, 
dass jedem Gesamtberechtigten ein eigener An-
spruch auf die ganze Leistung zukomme. Bei einem 
solchen Nießbrauch dulde der Eigentümer die Zie-
hung der Nutzungen der Sache durch den jeweili-
gen Berechtigten. Dies gewährleiste, dass dem 
Längerlebenden das ganze Recht allein zustehe. 
Insoweit sei §§ 749 ff. BGB nicht unmittelbar an-
wendbar.  

Eine entsprechende Anwendung der 
§§ 749 ff. BGB könne bei einer Nutzungsgemein-
schaft allenfalls im Innenverhältnis zwischen meh-
reren Nießbrauchern im Gesamtberechtigungsver-
hältnis, insbesondere für die Nutzung und Verwal-
tung des Grundstücks erfolgen (also in Bezug auf 
die Kostentragung gemeinschaftlich genutzter An-

lagen, Ausübungsregelungen und Unterhalts-
pflichten). Grund hierfür sei, dass § 428 BGB ledig-
lich das Außenverhältnis zum Schuldner regle und 
gerade nicht das Verhältnis der Gesamtberechtig-
ten untereinander. Gleichwohl stellt der BGH klar, 
dass eine entsprechende Anwendung der 
§§ 749 ff. BGB auf die Aufhebung einer Gemein-
schaft mit Gesamtberechtigung am Nießbrauch-
recht nicht möglich sei. Sinn und Zweck der Ein-
räumung eines Nießbrauchs für mehrere Gesamt-
berechtigte nach § 428 BGB sei nämlich regelmä-
ßig die Schaffung eines unerziehbaren Rechts. 

Vor diesem Hintergrund führt der BGH 
weiter aus, dass mangels abweichender Vereinba-
rung auch keine Kündigung des Nießbrauchs in 
Betracht käme. In der Nießbrauchbestellung im 
Zuge der vorweggenommenen Erbfolge komme der 
Wille der Parteien zum Ausdruck, den Nießbrau-
cher – auch bei der Begründung einer Gesamtbe-
rechtigung – dauerhaft zu sichern. Ferner komme 
in der Bestellung des Rechts mit zwei auf den gan-
zen Nießbrauch bezogenen Berechtigungen weiter 
zum Ausdruck, dass diese dauerhaft nebeneinan-
der bestehen sollen und die Gesamtberechtigung 
eben nicht aufhebbar sein solle. Ebenso wenig 
könne die Aufhebung der Gemeinschaft aus wich-
tigem Grund, beispielsweise wegen schwerer Ver-
fehlungen gegeneinander, verlangt werden. Dies 
liege daran, dass eine solche Verfehlung gerade 
nicht das von § 428 BGB geregelte Außenverhält-
nis der Berechtigten gegenüber dem Eigentümer 
betreffe.  
 
Fazit:  

Soweit also die Parteien keine abweichenden Ver-

einbarungen getroffen haben, kann im Falle der 

Bestellung eines Nießbrauchrechts an einem 

Grundstück für mehrere Personen als Gesamtbe-

rechtigte die Gesamtberechtigung nicht gem. 

§§ 749 ff. BGB aufgehoben werden. Soll eine nach-

trägliche Beendigung der Gemeinschaft also mög-

lich sein, empfiehlt es sich somit, dies explizit zu 

regeln. 
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